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1
Einleitung

Mit ihrem hohen Beschäftigungswachstum
in den letzten Jahren sind die USA fast zum
universellen Maßstab der Beschäftigungs-
politik geworden. Die hohe amerikanische
Beschäftigungsquote1 (rund 74 % im Jahre
2000) in Kombination mit niedriger Ar-
beitslosigkeit gilt als Vorbild, dem nachzu-
streben ist. So hat der Europäische Rat, also
auch die Bundesrepublik Deutschland, be-
schlossen, die Beschäftigungsquote in der
EU von 63 % im Jahre 2000 auf 70 % im
Jahre 2010 zu erhöhen. Die der Frauen soll
dabei von 57 % im Jahre 2000 auf 67 % im
Jahre 2005 wachsen. Deutschland ist mit
einer Beschäftigungsquote von 65,3 % ins-
gesamt und bei den Frauen von 57,9 %
noch deutlich von diesen Zielen entfernt
(Europäische Kommission 2001). Solche
Konvergenzziele erscheinen mittlerweile
kaum noch begründungspflichtig.2

Im Sekundären Sektor hat Deutschland
mit seinem exportstarken verarbeitenden
Gewerbe eine im internationalen Vergleich
hohe Beschäftigungsquote. Um die EU-
Ziele zu erreichen, wird vor allem die
Beschäftigung im Dienstleistungssektor
wachsen müssen. Darüber, wie man dies
erreichen kann, gehen die Meinungen weit
auseinander. Die Einen orten in der  hohen
Lohnspreizung auf dem us-amerikani-
schen Arbeitsmarkt die wesentliche Trieb-
feder des Beschäftigungswachstums und
fordern auch für Deutschland eine höhere
Lohndifferenzierung (Scharpf 1997; Klös
1997; Fels u.a. 1999). Andere heben die

werde ich zeigen, dass das amerikanische
Modell nicht den Wünschen der Europäer
entspricht, während die EU sich mit ihrem
Ziel, die Beschäftigungsquote zu erhöhen,
auf diese Wünsche berufen kann.

2
Gründe für das Wachstum
der Dienstleistungs-
beschäftigung

Der Zusammenhang zwischen einzelnen
Einflussfaktoren und der Dienstleistungs-
beschäftigung lässt sich durch Korrelatio-
nen von Daten der Europäischen Arbeits-
kräftestichprobe für 1999 mit Indikatoren
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Brauchen wir mehr Lohnungleichheit
zur Erhöhung der Beschäftigungsquote?

Gerhard Bosch

Die starke Lohnungleichheit in den USA wird von der Mehrheit der Ökonomen als Hauptgrund für das dort so hohe Beschäftigungs-
wachstum in den letzten Jahren gesehen. Umgekehrt wird die geringere Lohndifferenzierung in Deutschland infolge unseres Systems
der sozialen Sicherung und der Flächentarifverträge für die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland verantwortlich gemacht. Wenn die-
se Diagnose stimmt, kann die Arbeitslosigkeit nur durch eine Deregulierung des Arbeitsmarktes und einen Sozialabbau verringert wer-
den. In diesem Beitrag wird gezeigt, dass es ökonomisch machbar und sinnvoll ist die Beschäftigungsquote in Deutschland zu erhöhen,
ohne dabei das amerikanische Modell mit hoher Lohnungleichheit zu übernehmen. Vorbilder sind die beschäftigungspolitisch eben-
so erfolgreichen europäischen Länder, wie die Niederlande oder Dänemark. Es wird im Einzelnen gezeigt, welche beschäftigungspoli-
tischen Strategien in Deutschland übernommen werden können.

Heterogenität des Dienstleistungssektors
hervor und sehen in sehr unterschiedlichen
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Innovationen die wichtigsten Wachstums-
ursachen (z.B. Baethge 1999; Bosch u.a.
2002a; Bullinger 1997).

Im Folgenden soll gezeigt werden, dass
es machbar und sinnvoll ist, die Beschäfti-
gungsquote in Deutschland zu erhöhen,
ohne dabei das amerikanische Modell zu
übernehmen. Meine Hauptthese lässt sich
verkürzt so zusammenfassen: „Erhöhung
der Beschäftigungsquote ja, Konvergenz
mit den USA nein“. Um diese These zu be-
legen, wird zunächst der Einfluss der ver-
schiedenen, in der Dienstleistungsdebatte
genannten Faktoren auf die Beschäftigung
untersucht (Abschnitt 2). Danach werde
ich der Frage nachgehen, ob gleiche Be-
schäftigungsquoten auch zu einer Konver-
genz der Arbeitsmärkte führen müssen.
Kaum verstanden und von der herrschen-
den Ökonomie wegen des einseitigen
Blicks auf Beschäftigungsquoten nicht zur
Kenntnis genommen ist die Tatsache, dass
die USA pro Kopf der Bevölkerung ein we-
sentlich höheres Arbeitsvolumen als alle
Europäischen Staaten, selbst derjenigen
mit einer vergleichbaren oder höheren Be-
schäftigungsquote, aufweisen. Großvolu-
mige Arbeitsmärkte mit langen Arbeitszei-
ten, hohen Beschäftigungsquoten und ei-
nem deregulierten Arbeitsmarkt funktio-
nieren aber völlig anders als kleinvolumige
mit kürzeren Arbeitszeiten, hohen Beschäf-
tigungsquoten und einem entwickelten
Sozialmodell. Beide Modelle sind ökono-
misch machbar, haben aber völlig unter-
schiedliche soziale Qualitäten. Darauf werde
ich in Abschnitt 3 eingehen. In Abschnitt 4

1 Der Anteil der Beschäftigten an allen Personen im
erwerbsfähigen Alter.

2 So schreibt etwa Storrie in einer Untersuchung
über Dienstleistungsbeschäftigung für die EU
ohne jede Erläuterung: „Despite a long period of
increased service employment share relative to the
United States, full convergence has yet to be
reached” (Storrie 2000, S. 35).
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für die verschiedenen Einflussfaktoren
messen.3 Dabei ist es sinnvoll, nicht von
der Beschäftigung gemessen in Personen-
zahlen, sondern vom Volumen an Arbeits-
stunden pro Kopf der Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter auszugehen. Das Ar-
beitsvolumen kennzeichnet den Umfang
der über den Markt abgewickelten bezahl-
ten Dienstleistungen genauer als die Be-
schäftigungszahlen, hinter denen ja völlig
unterschiedliche Arbeitszeiten stehen kön-
nen. Abbildung 1 zeigt, dass mehrere Län-
der in Europa (Dänemark, Schweden,
Großbritannien) ein um 20 % und mehr
größeres Arbeitsvolumen im Dienstleis-
tungssektor aufweisen als Deutschland.
Was sind die Gründe für diese deutlichen
Unterschiede?

2.1 EINKOMMENS-
DIFFERENZIERUNG UND
DIENSTLEISTUNGSVOLUMEN

Die Forderung nach einer größeren Ein-
kommensdifferenzierung wird mit der so-
genannten Kostenkrankheit der Dienstleis-
tungen begründet (Baumol 1967). Dienst-
leistungen seien arbeitsintensiv und ratio-
nalisierungsresistent. Wenn die Löhne im
Gleichschritt mit den Löhnen im verarbei-
tenden Gewerbe zunehmen, dann steigen
die Preise der Dienstleistungen überpro-
portional und die Nachfrage nimmt ab. Die
Kostenkrankheit wird insbesondere bei
den beschäftigungsstarken sozialen Dienst-
leistungen vermutet, die in Deutschland
wesentlich weniger entwickelt sind als in
Skandinavien oder den USA (Scharpf
1997). Gegen die These von der Kosten-
krankheit kann man einwenden, dass ers-
tens viele Dienstleistungen sehr wohl ratio-
nalisierbar sind und dass zweitens mit stei-
gendem Einkommen und relativ sinkenden
Preisen für Agrar- und Industriegüter
Kaufkraft frei wird. Welcher dieser Effekte
überwiegt, kann man nur empirisch ent-
scheiden. Dazu greife ich auf Daten von
Eurostat (1998, S. 178) zur Verteilung der
Nettoeinkommen zurück. Die Einkom-
mensverteilung wird durch die Relation
der oberen 10 % in der Einkommenshier-
archie im Verhältnis zu den unteren 10 %
gemessen.

Die Korrelationsanalysen widerlegen
die These von der Kostenkrankheit. Sie zei-
gen, dass der Zusammenhang zwischen
Einkommensungleichheit und dem allge-
meinen Dienstleistungsvolumen in den
Mitgliedsländern der EU negativ ist

(Tabelle 1). Gleiches trifft auf den Zusam-
menhang zwischen Einkommensungleich-
heit und produktionsorientierten sowie
distributiven Dienstleistungen zu. Völlig
konträr zu den Überlegungen von Scharpf
steht die stark negative Korrelation zwi-
schen Einkommensungleichheit und dem
Arbeitsvolumen in sozialen Dienstleistun-
gen. Nur für kleine Subsektoren lassen sich
positive Zusammenhänge feststellen. Die
Korrelation zwischen Einkommensun-
gleichheit und dem Arbeitsvolumen bei
konsumorientierten Diensten (NACE 55
Hotels, Restaurants und 95 private Haus-
halte) ist stark positiv (0,86). Es ist ein-
leuchtend, dass bei größerer Lohndifferen-
zierung wohlhabende Haushalte eher pri-
vate Haushaltsdienste nachfragen, als bei
ausgeglichener Einkommensverteilung.
Bei der Nachfrage nach „Hotels und Re-
staurants“ (NACE 55) ist vermutlich aber
nicht die Einkommensungleichheit der
entscheidende Einflussfaktor. Die südeu-
ropäischen Länder mit hoher Einkommens-
ungleichheit haben sich in der innereu-
ropäischen Arbeitsteilung auf Tourismus
spezialisiert. An dieser Stelle ist es wichtig,
auf die Größenordnungen hinzuweisen.
Gerade in den Ländern, in denen die sozia-

len und persönlichen Dienstleistungen
sehr entwickelt sind (DK, FIN, S, UK), liegt
das Arbeitsvolumen in diesem Bereich sie-
ben bis dreizehnmal so hoch wie bei den
konsumorientierten Dienstleistungen und
mehr als hundertmal so hoch wie bei den
Dienstleistungen in privaten Haushalten.

2.2 WIRTSCHAFTLICHE
UND GESELLSCHAFTLICHE
MODERNISIERUNG UND
DIENSTLEISTUNGSVOLUMEN

In der theoretischen Debatte werden ne-
ben der Lohnungleichheit als wichtigste
Wachstumsursachen für die Expansion von
Dienstleistungen (1) der Übergang von der
Massen- zur Qualitätsproduktion, (2) die
Professionalisierung und Qualitätsverbes-
serung von Dienstleistungen, (3) neue Ar-
beitszeitmodelle, (4) die wachsende Er-
werbstätigkeit von Frauen und (5) die So-

3 Die empirische Untersuchung habe ich mit A.
Wagner durchgeführt (Bosch/Wagner 2002a und
2002b). Auf diese gemeinsamen Arbeiten greife
ich im Folgenden zurück.
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zialausgaben genannt. Der Bedeutung die-
ser Größen für das Wachstum von Dienst-
leistungen soll im Folgenden nachgegan-
gen werden:

(1) Übergang von der Massen- zur Qualitäts-
produktion: Die enorme Produktivitäts-
steigerung im landwirtschaftlichen und im
industriellen Sektor und auch die Verbes-
serung der Qualität ihrer Produkte ist in
zunehmendem Maße an Dienstleistungen
gebunden, die dem Produktionsprozess
vorangehen (z.B. Forschung & Entwick-
lung, Design, Konstruktion), ihn begleiten
Rechnungs- und Personalwesen, Werbung,
Steuerung etc. und ihm nachgelagert sind
Verkauf, Beratung, Service etc. Durch den
Übergang von der Massen- zur kun-
denspezifischen Qualitätsproduktion wer-
den die Dienstleistungsanteile in der indus-
triellen Wertschöpfungskette zunehmen.
Dieser Zusammenhang zwischen Quali-
tätsproduktion und der internen Tertiari-
sierung der Industrieunternehmen ist be-
reits gut nachgewiesen worden. Lay/Rain-
furth (2002) zeigen zum Beispiel auf der
Basis der Erhebung des Fraunhofer ISI zu
„Innovationen in der Produktion“, dass Be-
triebe der Investitionsgüterindustrie, die in
Einzelfertigung produzieren, 11,2 % ihrer
Mitarbeiter für produktionsbegleitende
Dienstleistungen einsetzen, bei Großserien-
fertigung aber nur 6 %. Dieser Zusammen-
hang lässt sich auch für die externe Nach-
frage von Industrieunternehmen nach
Dienstleistungen nachweisen. Die Korrela-
tion zwischen dem Arbeitsvolumen bei den
produktionsorientierten Dienstleistungen
und den Forschungsausgaben pro Kopf der
Bevölkerung, als Indikator für das Niveau

der Innovationsorientierung der Industrie,
auf deren Verfahren und Produkte ja der
größte Teil der F&E-Mittel zielt, ist mit 0,71
sehr stark.

(2) Professionalisierung: Viele Dienstleis-
tungen sind „Vertrauensgüter“. Es werden
nicht standardisierte Tätigkeiten verrich-
tet, deren Qualität nicht unmittelbar be-
wertet werden kann, da die Wirkung oft
erst lange nach Abschluss der Tätigkeit ein-
tritt und dann kaum noch von anderen
Effekten isoliert werden kann. Bildung
oder Gesundheitsdienste sind ein gutes
Beispiel hierfür. Solche Tätigkeiten werden
oft nur nachgefragt, wenn sie professionell
erbracht werden. Die Kunden wenden sich
vor allem an Anbieter, zu deren Fähigkeiten
sie Vertrauen haben. Als groben Indikator
der Professionalität und Qualität von
Dienstleistungen kann man die Qualifika-
tion der Beschäftigten heranziehen. Da die
Qualifikationssysteme der Länder so un-
terschiedlich sind und manche Tätigkeiten
in einem Land als akademische Tätigkeit,
in anderen als mittlere Qualifikation gel-
ten, haben wir nur den Zusammenhang
zwischen dem Anteil von Beschäftigten mit
niedriger Qualifikation und den Beschäf-
tigtenanteilen im Dienstleistungssektor be-
rechnet. Die Korrelation ist wie erwartet
stark negativ (R=-0,69). Je höher der Anteil
Niedrigqualifizierter in der Gesamtwirt-
schaft, desto geringer der Anteil Erwerbs-
tätiger mit Dienstleistungstätigkeiten.

(3) Neue Arbeitszeitmodelle: In allen EU-
Ländern sind die Arbeitszeiten im Dienst-
leistungssektor kürzer als in der Industrie.
Dies ist zum einen Folge der Struktur der

Beschäftigten (hoher Anteil von Frauen
sowie von Schülern und Studenten), zum
anderen von Rationalisierungsstrategien in
arbeitsintensiven Branchen mit hoher
Preiskonkurrenz (z.B.Einzelhandel).Durch
eine möglichst zeitgenaue Anpassung von
Angebot und Nachfrage sollen Kosten ge-
spart werden. Diese Anpassung ist bei zeit-
lich stark fluktuierender Nachfrage leichter,
wenn man die Zeiteinheiten stärker por-
tionieren kann. Es gibt deshalb angebots-
und nachfragebezogene Gründe für die
Ausbreitung von Teilzeitarbeit im Dienst-
leistungssektor, die im Übrigen im Zeitver-
lauf bedeutsamer geworden sind. Der An-
teil der Frauen sowie der Schüler und Stu-
denten bei den Dienstleistungsbeschäftig-
ten hat in Deutschland und vielen anderen
Ländern stark zugenommen (vgl. dazu im
EU-Vergleich: Wagner 2002, Abb. 1). Be-
sonders ausgeprägt ist dieser Effekt in
Großbritannien und in den Niederlanden.
Dort lägen die Beschäftigungsquoten im
Dienstleistungssektor bei gleicher Arbeits-
zeit wie in der Industrie um 7,7 bzw. um 6,6
Prozentpunkte unter dem tatsächlichen
Wert. In Deutschland wird die Beschäfti-
gungsquote im Dienstleistungssektor durch
diesen Arbeitszeiteffekt immerhin um 2,2
Prozentpunkte erhöht.

(4) Wachsende Erwerbstätigkeit von Frauen:
Mit der Auslagerung ökonomischer Tätig-
keiten aus dem Haushalt wächst die Nach-
frage nach bezahlten Dienstleistungen. Der
wichtigste Grund für ein solches Outsourc-
ing ist die steigende Frauenerwerbstätig-
keit. Wenn Frauen aufgrund besserer Qua-
lifikationen und veränderter Lebensent-
würfe zunehmend erwerbstätig werden
und wenn die Männer nicht in gleichem
Maße ihre Erwerbsarbeitszeit reduzieren,
dann sinken die zeitlichen Ressourcen der
Haushalte für Eigenarbeit. Die Haushalte
sind dann gezwungen, diese Dienstleistun-
gen vom Markt zu beziehen oder auf sie zu
verzichten. Die abnehmenden Geburten-
raten deuten darauf hin, dass nicht alle
Dienstleistungen des Haushalts verlagert
werden, sondern vermutlich, auch wegen
eines Mangels an verfügbaren oder bezahl-
baren Dienstleistungen, ganz auf sie ver-
zichtet wird. Ebenso kann man die Stan-
dards an Sauberkeit oder die Qualität der
Mahlzeiten reduzieren oder zeitintensive
haushaltsinterne Dienstleistungen durch
industrielle Produkte, wie etwa bügelfreie
Wäsche, Wasch- und Spülmaschinen, Fer-
tiggerichte oder Papierblumen, ersetzen.

Tabelle 1: Korrelationen zwischen Einkommensungleichheit (1994)
und Arbeitsvolumen bei Dienstleistungen pro Kopf der Bevölkerung
im Erwerbsalter (1999) in der EU

Arbeitsvolumen in Stunden ...korreliert mit der Anteil der abhängig Beschäftigten
pro Woche pro Person Einkommensverteilung P90/P10 im DL-Sektor in

im Erwerbsalter....
Stärke des Signifikanz Ostdeutschland Westdeutschland

Zusammenhangs
DL-Sektor  insgesamt –,520 * 100 100
Gesellschaftsorientierte
und soziale DL –,776 *** 52,9 46,3
DL in privaten Haushalten –,645 ** 0,2 0,7
Konsumorientierte DL –,864 *** 4,9 5,1
Distributive DL –,512 * 31,4 28,8
Produktionsorientierte DL –,573 * 13,1 17,1

* signifikant auf dem 0,05-Niveau,
** signifikant auf dem 0,01-Niveau, 
*** signifikant auf dem 0,001-Niveau
Die einzelnen Dienstleistungsbranchen wurden wie folgt gruppiert:
Soziale Dienstleistungen: Nace 75, 80, 85, 90; 91- 93, 92
Distributive Dienstleistungen: Nace 50-52, 60-64 
Produktionsorientierte Dienstleistungen: Nace 65-67, 70- 74
Konsumorientierte Dienstleistungen: Nace 55, 95
Quelle: Eurostat 1998, S. 178, eigene Berechnungen

Hans Böckler
Stiftung
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3
Konvergenz
USA – Deutschland?

Es konnte gezeigt werden, dass im EU-
Europa eine hohe Lohndifferenzierung mit
einem niedrigen Dienstleistungsniveau
einhergeht (Tabelle 1). Was für Europa zu-
trifft, muss nicht richtig für die USA sein.
Das Arbeitsvolumen pro Kopf der Bevölke-
rung der Erwerbsbevölkerung liegt dort
deutlich über dem aller europäischer Län-
der. Besonders ausgeprägt ist die Differenz
zu den süd- (ES, IT, GR) und kontinental-
europäischen Ländern (DE, BE, NL, FR,
AT). Die durchschnittliche Jahresarbeits-
zeit pro Person im erwerbsfähigen Alter
liegt in Deutschland beispielsweise um
30 % unter dem Niveau der USA (Tabel-
le 2). Auch die europäischen Länder mit
Beschäftigungsquoten auf us-amerikani-
schem Niveau und darüber, wie etwa Nor-
wegen, haben ein deutlich niedriges Ar-
beitsvolumen pro Person im erwerbsfähi-
gen Alter. Wenn man die amerikanischen
Jahresarbeitszeiten als Maßgröße für Voll-

nannten Gründen vermutlich mit den So-
zialausgaben wachsen. Der Zusammen-
hang zwischen dem Anteil der Sozialaus-
gaben am Bruttoinlandsprodukt und dem
Arbeitsvolumen bei sozialen Dienstleistun-
gen korreliert sehr eng und ist hochsignifi-
kant (R=0,87). Scharpf hat in einem rei-
nen Marktmodell mit seinen Thesen zur
Kostenkrankheit sozialer Dienstleistungen
durchaus Recht. Er übersieht aber, dass sie
aufgrund der fundamentalen Bedeutung
für den Erhalt der Gesellschaft nicht allein
über den Markt bereit gestellt werden
können.

Die genannten fünf Einflussfaktoren er-
höhen das Dienstleistungsvolumen nur in
einem wirtschaftlich dynamischen Umfeld.
Wirtschaftliches Wachstum ist eine Vor-
aussetzung für die Zunahme von Dienst-
leistungen. Viele Dienstleistungen sind
„Luxusgüter“, die man sich erst leisten
kann, wenn der Grundbedarf an Lebens-
mitteln und Sachgütern befriedigt ist. Inso-
fern haben die entwickelteren Gesellschaf-
ten auch höhere Dienstleistungsanteile als
die weniger entwickelten Gesellschaften.

Dennoch verbleiben hinreichend viele
Tätigkeiten, die nun zugekauft werden
müssen. Besonders ausgeprägt ist der Zu-
sammenhang zwischen dem Arbeitsvolu-
men der Frauen pro Kopf im Erwerbsalter
in Arbeitsstunden pro Woche und Dienst-
leistungsvolumen pro Kopf im Erwerbs-
alter in sozialen Dienstleistungen: Die Kor-
relation liegt bei 0,65 (Abbildung 2). Er-
wartungsgemäß besteht kein Zusammen-
hang zwischen Frauenerwerbstätigkeit und
dem Arbeitsvolumen in produktionsnahen
Dienstleistungen.

(5) Anteil der Sozialausgaben: Soziale
Dienstleistungen wie Bildung und Erzie-
hung, medizinische Dienste, Pflege usw.
können in der Regel über den Markt allein
nicht in ausreichender Form bereit gestellt
werden. Die meisten sozialen Dienstleis-
tungen sind arbeitsintensiv und nur be-
grenzt rationalisierbar. Viele von ihnen er-
fordern hohe Qualifikationen, was ihren
Preis zusätzlich erhöht. Würden diese
Dienstleistungen alleine über den Markt
abgewickelt, könnten sie von Vielen nicht
in Anspruch genommen werden. Die
Nichtinanspruchnahme von Bildungs-,
Gesundheits- und Pflegedienstleistungen
hätte erhebliche negative Auswirkungen
auf die Qualität des Humankapitals, den
Wohlstand sowie auf den sozialen Zusam-
menhalt der Gesellschaft. Man könnte die
Einkommensverhältnisse an den Zähnen
oder – noch deutlicher als jetzt schon – am
Bildungsstand der Kinder erkennen. Aus
dieser Gemengelage unterschiedlicher In-
teressen, der Verbesserung gesellschaft-
licher Chancengleichheit, der Steigerung
wirtschaftlicher Effizienz durch einen
pfleglicheren Umgang mit dem Humanka-
pital sowie der Vermeidung gesellschaft-
licher Konflikte, wurden verschiedene In-
strumente der Überwindung der Kosten-
krankheit bei diesen sensiblen Diensten
herausgebildet. Sie reichen von der kosten-
losen steuerfinanzierten Bereitstellung der
Dienste (z. B. Schulen) über Versicherungs-
lösungen (Kranken-, Renten-, Pflegeversi-
cherungen),Arbeitgeberumlagen (Arbeits-
und Unfallschutz) bis hin zu einkommens-
abhängigen Stipendien, Beiträgen oder
Gutscheinen. Diese Finanzierungsmecha-
nismen tragen nicht nur dazu bei, dass sich
überhaupt die Nachfrage entwickelt, son-
dern dass sie auch in angemessener Qua-
lität befriedigt werden kann und sozial ge-
recht verteilt wird. Die Nachfrage nach
sozialen Dienstleistungen wird aus den ge-
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zeitäquivalente zugrundelegt, dann wür-
den wegen der deutlich kürzeren Arbeits-
zeiten in den meisten europäischen Län-
dern die so standardisierten Beschäfti-
gungsquoten drastisch sinken und zwar in
Deutschland um 12,8 %, in Norwegen um
19,8 % und in den Niederlanden, mit sei-
nem hohen Teilzeitanteil, sogar um 20,8 %
(Tabelle 2).

Die unterschiedliche Funktionsweise
der Arbeitsmärkte lässt sich auch an den
Produktivitätsziffern ablesen. Pro Kopf ist
das Bruttosozialprodukt in den EU-Staaten
zum Teil deutlich niedriger als in den USA.
Pro Arbeitsstunde wird das US-Niveau fast
erreicht und von einigen Ländern deutlich
übertroffen. Daraus kann man zweierlei
schließen. Erstens gibt es in Europa eine
stärkere Präferenz für kürzere Arbeitszeiten
als in den USA. Regulierungen des Arbeits-
marktes und starke Gewerkschaften er-
möglichen es, diese Präferenzen auch um-
zusetzen, während US Beschäftigte in indi-
viduellen Verhandlungen mit ungleich
stärkeren Unternehmen dazu selten die
Chance haben. Zweitens wirkt die größere
Einkommensgleichheit als Produktivitäts-
peitsche. Die Unternehmen werden durch
die höheren Löhne zu Rationalisierungs-
maßnahmen gezwungen. Geringer pro-
duktive Dienste werden nicht angeboten
und oft über Eigenarbeit erledigt, wozu die
Beschäftigten wegen der kürzeren Arbeits-
zeit auch genügend Spielraum haben. Free-
man/Schettkat (1999) haben den höheren
Anteil der Eigenarbeit eindrucksvoll an den
unterschiedlichen Konsumstrukturen in
den USA und in Deutschland herausgear-
beitet. In beiden Ländern wird etwa der
gleiche Prozentsatz des Einkommens für
Nahrung ausgegeben, in den USA entfällt
aber dabei ein doppelt so hoher Anteil wie
in Deutschland auf Restaurantbesuche.

Bislang sind die Unterschiede zwischen

dem amerikanischen und europäischen
Arbeitsvolumen immer mit der höheren
Arbeitslosigkeit in Europa erklärt worden.
Diese Erklärung trifft aber gerade auf die
Länder mit hohen Beschäftigungsquoten
in Europa nicht zu. Dänemark, Norwegen
und die Niederlande haben geringe und
teilweise sogar niedrigere Arbeitslosenquo-
ten als die USA: Man muss also erklären,
wie es möglich ist, dass es zwei Typen von
Arbeitsmärkten mit völlig unterschied-
lichen Mengen an bezahlter Arbeit und ver-
gleichbarem Niveau an Arbeitslosigkeit
geben kann.

Das Verständnis hierzu liefert die Theo-
rie der gebogenen Kurve des Arbeitsange-
bots (Prasch 2000) (Abbildung 3). Nach der
traditionellen ökonomischen Theorie
nimmt das Arbeitsangebot mit sinkenden
Löhnen ab, da es sich dann nicht mehr
lohne zu arbeiten, bei steigenden Löhnen
hingegen nimmt das Angebot zu. Unter-
stellt wird ein Individuum, das entscheiden
kann, ob es überhaupt arbeiten will oder
nicht. Dies ist mehr als lebensfremd. Die
Lebenserfahrung zeigt vielmehr, dass die
Haushalte bei einer Absenkung des Lohnes
unter ein Niveau, das einen als angemessen
erachteten Lebensstandard ermöglicht, ihr
Arbeitsangebot erhöhen und es erst, wenn
es ein unteres Niveau erreicht, das Betteln
oder Kriminalität lohnender werden lässt,
wieder verringern. Wenn die Löhne sehr
stark wachsen, steigt zunächst das Arbeits-
angebot, da man die Chance nutzen will,
sein Einkommen deutlich zu verbessern.
Mit stark wachsenden Löhnen wird dann
aber Freizeit relativ wichtiger. Die Haus-
halte können es sich dann leisten, ihr Ar-
beitsangebot wieder zu verringern, um
mehr Freizeit zu haben.

Es kommt also zu zwei unterschied-
lichen Schnittpunkten der Angebots- und
Nachfragekurve mit ganz unterschied-

lichen Löhnen. Die skandinavischen und
kontinentaleuropäischen Länder liegen
näher an dem oberen, die USA und Groß-
britannien näher an dem unteren Schnitt-
punkt. Der Grund für die starke Ausdeh-
nung des us-amerikanischen Arbeitsange-
bots und die Bewegung hin auf den unte-
ren Schnittpunkt ist in der zunehmenden
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt bei
hoher Kommodifizierung derWare Arbeits-
kraft zu sehen. Durch die starke Vermeh-
rung des Arbeitsangebots in den letzten
Jahrzehnten und die wachsende Konkur-
renz auf dem Arbeitsmarkt sind die Lohn-
verhandlungen härter geworden. Die Be-
schäftigten in den USA sind durch den ab-
nehmenden Einfluss der Gewerkschaften
und ein gering entwickeltes System von Ar-
beitsmarktregulierung und sozialem Schutz
unmittelbarer als die Beschäftigten in den
meisten europäischen Ländern dem Markt
ausgesetzt, so dass die Löhne absanken. Die
Reaktion war eine Ausweitung des Arbeits-
angebots, um den Lebensstandard zu er-
höhen, was nur die Löhne weiter absinken
ließ – vor allem bei einfacher Arbeit, wo die
Konkurrenz am größten ist. Mit dem Ab-
sinken der Löhne wurden viele arbeits-
intensive Dienstleistungen billiger und des-
halb stärker nachgefragt. Das Arbeitsvolu-
men dehnte sich also aus. Die Arbeitszeiten
und die Beschäftigungsquoten haben sich
in einem Maße erhöht, dass der zeitliche
Spielraum für Eigenarbeit im Haushalt sich
drastisch verringert hat; selbst die Ärmeren
in der Gesellschaft fragen zunehmend
Dienstleistungen aus dem unteren Preis-
segment nach (z.B. Fastfood statt selbst zu
kochen).

In Europa mit seiner ausgeprägten „De-
kommodifizierung“ der Arbeit schlagen
die verschärften Konkurrenzbedingung auf
dem Arbeitsmarkt nicht direkt auf Löhne
und Arbeitszeiten durch. Es kam nicht zur
Vermehrung des Arbeitsangebots infolge
sinkender Löhne. Ganz im Gegenteil: Die
Arbeitszeit wurde reduziert, zum Teil kol-
lektiv und zum Teil individuell über frei-
willige Teilzeitarbeit. Da die Löhne hoch
blieben, konnte man sich Arbeitszeitver-
kürzungen leisten. Durch die höheren Löh-
ne blieben Dienstleistungen teurer. Gleich-
zeitig behielten die Haushalte wegen der
kurzen Arbeitszeiten ihre Kapazitäten zur
Eigenarbeit und erledigen viele Tätigkeiten
weiterhin selbst, die in den USA über den
Markt abgewickelt werden. Die höheren
Löhne zwingen zu Rationalisierung und
Professionalität, also zur Effizienz- und

Tabelle 2: Jahresarbeitszeit, Beschäftigungsquote und Produktivität in
ausgewählten OECD – Ländern 1999

Jahresarbeitzeit Beschäf- Beschäfti- Differenz Jahresarbeitszeit Bruttosozial- Bruttosozial-
pro Beschäftigten tigungs- gungsquote pro Person im produkt produkt
(Voll- und Teilzeit- quote in USA- erwerbsfähigen pro Kopf pro Arbeits-

beschäftigte) äquivalenten Alter in Stunden stunde
(1) (2) (3) (2) – (3) (USA = 100) (USA = 100) (USA = 100)

Spanien 1815 53,8 52,2 –1,6 976 (71) 56 76
Italien 1634 52,5 45,8 –6,7 858 (62) 67 106
Niederlande 1343* 70,9 50,1 –20,8 952 (69) 76 109
Deutschland 1503 64,9 52,1 –12,8 975 (70) 72 94
Norwegen 1395 78,0 58,2 –19,8 1088 (79) 82 108
Schweden 1635 72,9 63,7 –9,2 1192 (86) 70 84
Großbritannien 1719 71,7 63,7 –8,0 1233 (89) 65 87
Japan 1840 68,9 67,8 –0,9 1268 (92) 74 74
USA 1871 73,9 73,9 0,0 1383 (100) 100 100

* nur abhängige Beschäftigte
Quelle: OECD 2001a und 2001b 

Hans Böckler
Stiftung
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Qualitätssteigerung, um die Leistungen
bezahlbar zu machen. Diese Innovations-
orientierung dämpft die Kostenkrankheit
und fördert die Nachfrage. Infolge der
höheren Produktivitätszuwächse bleibt das
Arbeitsvolumen konstant oder sinkt sogar
leicht. Durch eine Verkürzung der Arbeits-
zeiten werden Beschäftigungsverluste ver-
mieden.

Wir können hieraus schlussfolgern,
dass die These von der Kostenkrankheit
und die daraus gezogene Schlussfolgerung
einer stärkeren Lohndifferenzierung als
Therapie unter grundlegend anderen ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen als in
Deutschland einen möglichen Entwick-
lungspfad in eine rein marktorientierte
Dienstleistungsgesellschaft zeigt. Um das
Arbeitsvolumen in Deutschland über die-
sen Mechanismus auf das amerikanische
Niveau zu steigern, müsste man zunächst
einmal ganz gründlich mit unserem Sozial-
system aufräumen. Ob man angesichts der
damit verbundenen Konflikte, der negati-
ven Nebenwirkungen auf den hochinno-
vativen sekundären Sektor, der ja auf hoch-
wertige Dienstleistungen angewiesen ist,
und unserer Halbstagsschule – die USA
haben ja eine Ganztagsschule mit einem
Schulbussystem, das die Kinder zur Schule
fährt und abholt und den Frauen Ganz-
tagsarbeit und sogar Überstunden ermög-
licht – zum gleichen Ergebnis wie in den
USA kommt, ist mehr als fraglich. Sicher
wäre nur, dass die Lebensqualität durch
längere Arbeitszeiten und eine geringere
soziale Sicherung sinken würde.

4
Beschäftigungs- und
Arbeitszeitwünsche in
Europa

Sowohl das us-amerikanische Modell mit
hohem Arbeitsvolumen als auch das euro-
päische mit geringerem Arbeitsvolumen
sind rein ökonomisch gangbar. Um jedoch
auch sozial akzeptiert zu werden, müssen
sie den Präferenzen der Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter entsprechen. Die Euro-
päische Stiftung zur Verbesserung der Le-
bens- und Arbeitsbedingungen in Dublin
hat 1998 eine repräsentative Befragung zu
Beschäftigungspräferenzen in der Zukunft
in der EU plus Norwegen durchführen las-
sen. Befragt wurden 30 000 Beschäftigte
sowie Nichterwerbstätige, die in den nächs-

ten 5 Jahren eine Beschäftigung aufnehmen
wollen, nach ihren Beschäftigungs- und
Arbeitszeitwünschen.4

Die Studie zeigt zunächst, dass inner-
halb der EU eine deutliche Erhöhung der
Beschäftigungsquote angestrebt wird. In
Deutschland wird eine Steigerung um 10
Prozentpunkte gewünscht. In den südeuro-
päischen Ländern mit niedriger Beschäfti-
gungsquote sind die gewünschten Steige-
rungsraten noch höher, da vor allem die
bislang vom Arbeitsmarkt weitgehend aus-
geschlossenen Frauen eine Beschäftigung
aufnehmen wollen (Tabelle 3). Die vom
Europäischen Rat beschlossene Zielmarke
bei den Beschäftigungsquoten von Män-
nern und Frauen kann sich also auf die
Wünsche der Europäer stützen.

Eine Konvergenz mit den USA wird
nicht gewünscht. Dies zeigt der Blick auf
das gewünschte Arbeitsvolumen. Das aktu-
elle Arbeitsvolumen haben wir (Bielenski/
Bosch/Wagner 2002) auf der Basis der
Arbeitszeiten der Beschäftigten und das
gewünschte auf der Basis der bevorzugten
Arbeitszeit der Beschäftigten sowie der
Arbeitszeit- und Beschäftigungswünsche
der heute nicht Beschäftigten errechnet. Es
zeigt sich, dass in Europa zwar ein starker

Anstieg der Beschäftigungsquote, aber nur
eine sehr mäßige Zunahme des Arbeits-
volumens angestrebt wird. Diese Kombi-
nation wurde durch die starken Präferen-
zen der Beschäftigten nach kürzeren Arbeits-
zeiten möglich. Gewünscht wird vor allem
eine egalitärere (nicht aber eine gleiche)
Verteilung der bezahlten Arbeit auf Män-
ner und Frauen. In Deutschland könnte
man mit fast gleichem Arbeitsvolumen
durch eine Umverteilung der Arbeit die Be-
schäftigungsquote um 10 Prozentpunkte
erhöhen. Dort, wo die Beschäftigungsquo-
ten und das Arbeitsvolumen heute sehr
niedrig sind (ES, GR, IT), wird jedoch eine
starke Zunahme des Arbeitsvolumens an-
gestrebt. In Ländern mit hohem Arbeits-
volumen (DK, NOR, SE) wird sogar eine
geringere Belastung mit Erwerbsarbeit
gewünscht, was mit Wachstumseinbußen
verbunden wäre.

4 Die Beschäftigungsquoten, die auf der Basis dieser
Studie berechnet werden, liegen etwas über den
Werten von Eurostat, da nicht alle Nichterwerbs-
tätigen einbezogen wurden (Bielenski/Bosch/
Wagner 2002).
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Bei einer Realisierung aller Beschäfti-
gungswünsche würde die Beschäftigungs-
quote auf das US-Niveau steigen, die Diffe-
renzen bei den individuellen Arbeitszeiten
und vor allem bei den Arbeitszeitregulie-
rungen aber sogar noch zunehmen. Denn
um die Arbeitszeitwünsche auch realisieren
zu können, müssen den Beschäftigten
Optionen eingeräumt werden, ihre Arbeits-
zeiten individuell zu variieren; dies er-
fordert eine tarifliche oder gesetzliche
Absicherung von Wahlarbeitszeiten und
Freistellungsregelungen wie in den Nieder-
landen, Dänemark oder Schweden.

5
Schlussfolgerungen

Die empirische Analyse ermöglichte zu-
nächst die Identifizierung der wichtigsten
Triebkräfte für das Wachstum von Dienst-
leistungen – und hier gibt es in Deutsch-
land einen Rückstand. Es handelt sich um
(1) den Übergang zur Qualitätsproduktion
im Sekundären Sektor, (2) die Verbesse-
rung der Angebotsqualität durch Profes-
sionalität und Innovationen, (3) neue Ar-
beitszeitmodelle, (4) die Integration der
Frauen in den Arbeitsmarkt und (5) den
Ausbau sozialstaatlicher Finanzierungsme-
chanismen für gesellschaftlich wichtige so-
ziale Dienste. Die beschäftigungspolitisch
erfolgreichen Länder in Europa haben in
unterschiedlichen Kombinationen auf die-
se fünf Wachstumsfaktoren gesetzt. Eine
größere Lohndifferenzierung ist hingegen

im Kontext der europäischen Sozialstaaten
kein geeignetes Mittel, das Beschäftigungs-
niveau zu erhöhen. Allenfalls in kleinen
Randsegmenten, wie bei den Dienstleis-
tungen für private Haushalte, wird man
damit die Beschäftigung erhöhen können.
Beschäftigungsprobleme lassen sich damit
aber nicht lösen.

Durch Einbeziehung der USA in den
Vergleich konnte gezeigt werden, dass sich
hinter identischen Beschäftigungsquoten
ganz unterschiedliche Arbeitsvolumina
verbergen. Die ökonomischen und sozialen
Funktionsmechanismen hochvolumiger
Arbeitsmärkte unterscheiden sich grund-
legend von denen der niedrigvolumigen im
EU-Europa. Beide Modelle können rein
ökonomisch betrachtet funktionieren. So-
zial kann das USA Modell nur mit einem
schwachen Sozialstaat und schwachen Ge-
werkschaften überleben, da ansonsten die
totale Kommodifizierung der Arbeitskraft
in Frage gestellt würde, die die Marktgän-
gigkeit gering produktiver und entlohnter
Tätigkeit ermöglicht. Das europäische
Wohlfahrtsmodell ist an einen ausgebauten
Sozialstaat gebunden. Um zum Beispiel in
Deutschland das Arbeitsvolumen pro Kopf
der Personen im erwerbsfähigen Alter auf
das amerikanische Niveau, also um mehr
als 40 %, auszudehnen, wäre eine weit-
gehende Abschaffung aller Arbeitsmarkt-
regulierungen und sozialstaatlicher Ab-
sicherung gegen Arbeitsmarktrisiken
notwendig. Dies entspricht nicht den
Präferenzen der Bevölkerung.

Sozial akzeptabel und auch von der
Erwerbsbevölkerung gewünscht sind eher

die Entwicklungspfade der beschäftigungs-
politisch erfolgreicheren europäischen
Länder. Nicht Abschaffung, sondern Um-
bau des Sozialstaats und der Arbeits-
marktregulierung sind dann die Hauptauf-
gabe. Die Entwicklung der Dienstleistungs-
beschäftigung ist viel mehr an wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Innovationen
gebunden, als gemeinhin angenommen
wird. Das gilt für die  Entwicklung der
Qualitätsproduktion, die völlig andere
Bildungs- und Wissenschaftssysteme und
Formen der Arbeitsorganisation voraus-
setzt als die Massenproduktion. Die Integ-
ration der Frauen in den Arbeitsmarkt
hängt davon ab, dass alle gesellschaftlichen
Institutionen, die auf den männlichen
Alleinverdiener zugeschnitten sind, umge-
baut werden. Das fängt beim Steuersystem
(z.B. Ehegattensplitting) und den Sozial-
versicherungen (z.B. Mitversicherung der
Ehefrau) an und reicht hin bis zum Schul-
system (Ganztagsschule, Kinderkrippen)
oder zu den Arbeitszeitstrukturen in den
Betrieben.

Das größte Problem der Niedriglohn-
debatte ist, dass die beschäftigungspoliti-
sche Diskussion ganz überwiegend auf
Randphänomene umgelenkt wurde und
man sich kaum noch mit den zentralen
Themen der Innovation und der Bereitstel-
lung und Verbesserung existenzieller sozia-
ler Dienste befasst hat. Die Ergebnisse der
PISA-Studie haben uns schmerzhaft auf
dieses Defizit hingewiesen.

Meine Analyse hat aber auch gezeigt,
dass sich die Gewerkschaften nicht darauf
beschränken können, den Sozialstaat und
den Flächentarifvertrag zu verteidigen. Ei-
ne rein defensive Position ist eine sichere
Garantie dafür, dass das bisherige Sozial-
modell ausgehöhlt wird. Sie müssen die
notwendige Modernisierung der Wirt-
schaft und des Sozialstaats mitgestalten.
Die Förderung der Frauenerwerbstätigkeit,
die Entwicklung und Umsetzung neuer Ar-
beitszeitmodelle, die Professionalisierung
neuer Tätigkeiten und die Entwicklung be-
trieblicher Innovationen in Verbindung
mit dem Übergang zur Qualitätsprodukti-
on sind die zentralen Aktionsfelder.

Tabelle 3: Tatsächliche und gewünschte Beschäftigungsquoten und
Arbeitsvolumen* pro Person im Erwerbsalter in Stunden pro Woche
in der EU 15+Norwegen, 1998
Land Tatsächliche Gewünschte Tatsächliches Gewünschtes

Beschäftigungsquote Beschäftigungsquote Arbeitsvolumen Arbeitsvolumen*
Männer und Frauen

Belgien 64 70 23,9 24,0
Dänemark 80 83 29,5 26,9
Deutschland 69 79 26,0 26,4
Finnland 69 77 26,9 26,5
Frankreich 63 74 23,6 24,9
Griechenland 56 65 21,6 23,8
Großbritannien 70 76 26,4 25,1
Irland 70 81 28,1 28,2
Italien 50 65 18,6 22,2
Luxemburg 72 75 28,1 26,6
Niederlande 71 77 24,4 24,1
Österreich 72 78 29,7 28,1
Portugal 67 75 27,1 27,5
Schweden 80 86 30,2 29,6
Spanien 48 68 17,7 23,4
Norwegen 82 88 30.0 28,6
EU + Norwegen 63 74 23,7 25.0

* Das gewünschte Arbeitsvolumen wurde unter Einschluss der Arbeitszeitpräferenzen
der heute nicht Beschäftigten berechnet.

Quelle: Bielenski/Bosch/Wagner 2002
Hans Böckler
Stiftung
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